
Republik Osterreich 
DER BUNDESKANZLER 

Zlo 100234=FA/69 
Parlz/'Jllentarlt?che P.nfrage lire 1 0483/ J 
an den Herrn Bundeskan2jler, betref­
fend ]'amili.enlastenausgle1ch 

An 

150 De~ember 1969 

Herrn Präsidenten des l~ationalratea 
. Dr 0 JUfred l"'.J.'djETA t 

1010 vi i e n 
~ "" 

Die Abgeordne1:;en .zum Nationalrat; r1ELTFJl~ PETER und 

Genossen haben ~~ 270 November 1969 unter Z16 1.483/J-IIR/69 
an mich folgende p~nfrage gerichtet: 

1. Sind Sie bereit, sofort eine Beiratsaitzung einzuberufen? 
2. lt./e:t'den Sie für eine Vez'besserling der Famillenbeihilfen 

eintreten? . 
3. Be-a'bsichtigen Sie 9 Steuererleichterungen für Familien­

.erhal tel' "Vorzuschlagen? 

·.Ichbeehre mich, diese Anfragen wie folgt zu beant­
worten: 

\ . . . : 

Bei der 5. Sitzung des ]'amilienpoli tischen Beirates 
.. am 290 Jänner 1968 ist ein Unterausschuß -zur Behandlung 
der Probleme des Fami11enlastenausgleiche.s eingesetzt 
worden, der am 20. Feb~uar, 8. Mai 9 16. Oktober 1968 ge~ 
tagt hat .. Die Besprechungen sind 1m Jahre 1969 und Z\'lar 

am ge April, 2ge April, 26. Juni und 18. November 1969 
fortgesetzt worden. 

Das Österreichische Statistische Zentralamt hat aus 
der Konsumerhebung 1964 eine Untersuchung durchgefilllrt, 
die auf verschiedenen Verbrauchsausgabengruppen aufbaut. 

In weiterer Folge wurden noch ergänzende Untersu­
chungen von Ernährungsfachleuten, von Untersuchungen hin­
sichtlich der Bildungskosten und UnterauchlUlgen über Ver­
brauchsausgaben von Arbeitnehmerhaushalten durchgeführt. 
Die Probleme stehen in vordringlicher Beratung. 
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vlie dem Rechnungsabschluß für das Jahr 1968 zu ent= 
nehmen ist, "leist der Au.sgleichsfonds für Familienbei .... 
hilfen einen Gebanmgsabga.ng von mehr als 27 Hillionen 

Schilling auso Für das Jahr 1969·. ist zwar im Bu.ndesvor­
anßchlag e!.nttberschuß von 572 ~Uliionen Schilling aus­
gewiesen, der sich aber nach einer Mitteilung des Bvndes­
mlnisteriumsfUr Finanzen um mindestens 200 I\1illionen 

Schilling verringern wird, weil nach der bisherigen Ent­
wicklung die vorgesehenen Ausgaben überschritten v~d die 
angenommenen Einnahmen nicht erreicht werden dUrfteno Es 
bedarf da~er eingehender Untersuchungen, wieweit in ab­
sehbarer Zeit eine Verbesserung der Familienbeihilfen her­
beigeführt werden kanno 

~ 
Bisher sind weder bei dem hiefür in erster Linie zu-

ständigen Bundesministerium für Finanzen bzw. bei der dort 
- ,.' eingerichteten Komraission zur Reform undVere.1.n.fachung 'der 

Abgabengesetze, noch a.uoh beim Familienpolitischen Beirat 
im Bundeskanzleramt konkrete· Vorschläge, betreffend Steuer­
erleiohterungen für FamilienerhaI ter, eingelang·t •. Es wird 
Sache der Familienverbände sein, solche konkrete und 
fv.ndierte Vorschläge zU'erstatteno 

Im einzelnen darf ich darauf hinweisen, da.ß besonders 
die Fragen 2 und :3 im Detail beim Bwideami.nis'terium· für 

Finanzen zuständig sind • 

.• '. f //,. . .... 
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